
Evidence based Medicine zählt 
Normung ärztlicher Tätigkeit erfolgreich gestoppt

Die im November 2016 gestartete CEN-Initiative zur Normung von Gesundheitsdienstleis-
tungen wurde von fast allen im EU-Gesundheitswesen relevanten Spitzenorganisationen 
mangels erkennbarem Mehrwert abgelehnt – auch von DGOU, BVOU, DGCH und BDC.

D ie Normung der ärztlichen 
Berufsausübung hatte die 
CEN (Comité Européen de 
Normalisation) durch ihre 
„Healthcare Services Fo-

cus-Group“ (HSFG) im November 2016 
intendiert. Dazu muss man wissen, dass 
die CEN keine Institution der EU oder 
der EU-Kommission ist, sondern ein pri-
vatrechtlich gemeinnütziger Verein bel-
gischen Rechts, der den „Zerti�zierungs-
markt Gesundheitswesen“ in Europa 
„gestaltet“, mit dem Ziel der Verabschie-
dung von Normen für alle Gesundheits-
(fach)berufe. Die HSFG wurde im Juni 
2018 förmlich vom CEN aufgelöst, ent-
sprechende Aktivitäten sistieren. Das 
Deutsche Institut für Normung (DIN), 
Berlin, handelte gemeinsam mit einem 
Expertengremium aus BMG, DKG, BV-
Med, Bundesärztekammer in Koopera-
tion mit den entsprechenden EU-Part-

ner- und Dach-Organisationen. Dem 
CEN-Normungsgremien schien jedoch 
ein O�enlegen von Interessen, �nanziel-
len Konnotationen, wie sie ärztlicher-
seits aus Konferenzen zur Leitlinienent-
wicklung sowie Evidence based Medici-
ne vertraut sind, komplett unbekannt.

Entscheidung nach EU-Recht
Im „Vertrag von Lissabon“ gibt es zum 
Gesundheitswesen im Artikel 168 kon-
kurrierende Rechtsfolgen. Absatz 2, aus-
zugsweise: „Die Union fördert die Zusam-
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
in den in diesem Artikel genannten Berei-
chen und unterstützt erforderlichenfalls 
deren Tätigkeit. Sie fördert insbesondere 
die Zusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedstaaten, die darauf abzielt, die Kom-
plementarität ihrer Gesundheitsdienste in 
den Grenzgebieten zu verbessern.“ Absatz 
7, auszugsweise: „Bei der Tätigkeit der 

Union wird die Verantwortung der Mit-
gliedstaaten für die Festlegung ihrer Ge-
sundheitspolitik sowie für die Organisa-
tion des Gesundheitswesens und die me-
dizinische Versorgung gewahrt. Die Ver-
antwortung der Mitgliedstaaten umfasst 
die Verwaltung des Gesundheitswesens 
und der medizinischen Versorgung sowie 
die Zuweisung der dafür bereitgestellten 
Mittel.“

Die rechtskonforme Weiterentwick-
lung von Cross-border healthcare kolli-
diert mit nationalstaatlicher Zuständig-
keit im Gesundheitswesen. Denn die 
Ärztekammern in Deutschland legen 
mit den Wissenscha£lichen-Medizini-
schen Fachgesellscha£en und den Be-
rufsverbänden die Inhalte der ärztlichen 
Weiter- und Fortbildung fest. 

Die Versuche „europäischer Normung“ 
ärztlicher Tätigkeit kollidieren mit den 
nationalen Gesetzgebungen, missachten 
unter anderem ethnisch bedingte Sto�-
wechselunterschiede, verletzen das Pati-
entenrecht auf individuell angemessene 
Versorgung und ignorieren Prinzipien 
evidenzbasierter Medizin. Die Wissen-
scha£lichen-Medizinischen Fachgesell-
scha£en sind gegen eine gewinnorien-
tierte Normung ärztlicher Tätigkeit, ein 
Mehrwert für die Patientenversorgung 
kann nicht nachvollzogen werden.
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